
zu erhöhen und auch um evtl, nicht ausschließbare 
Fälle — es gibt bisher sehr wenig Untersuchungen dar­
über — zu erfassen. Eine solche Bestimmung demon­
striert allen Bürgern, besonders den Werktätigen in 
der Volkswirtschaft, die Position unseres Staates zum 
Wirtschaftsrisiko. Sie soll aber auch aussagen, daß der­
jenige, der Wirtschaftsfragen leichtfertig entscheidet, 
der ohne die ihm mögliche und zumutbare sachkundige 
Prüfung volkswirtschaftliche Vermögen in Gefahr 
bringt oder umkommen läßt, sich nicht auf ein Risiko 
berufen kann. Die Bestimmung soll andererseits die 
Bereitschaft der Wirtschaftsfunktionäre unterstützen, 
zur Verwirklichung der ökonomischen Aufgaben mutig, 
aber gewissenhaft neue Wege zu beschreiten. Das Risiko 
darf aber niemals auf Kosten von Leben und Gesund­
heit von Menschen eingegangen werden. Das entspricht 
der Gesamtkonzeption des StGB-Entwurfs, der auch 
im Bereich der Volkswirtschaft, oder gerade dort, nach­
haltig auf den Schutz des Lebens und der Gesundheit 
orientiert12.

Begriffe und Gliederung des 5. Kapitels
Der StGB-Entwurf enthält unter dem Titel „Begriff 
des sozialistischen Eigentums“ (§ 146) eine nur für das 
Strafrecht geltende Definition des sozialistischen Eigen­
tums in Gestalt einer Aufzählung der Eigentumskate­
gorien, die als sozialistisches Eigentum oder wie sozia­
listisches Eigentum vom Strafrecht geschützt werden.
Neu ist weiter, daß der Entwurf den klassischen Dieb­
stahlsbegriff sowohl für das sozialistische als auch — 
im 6. Kapitel — für das persönliche und private Eigen­
tum verändert, indem er als Diebstahl auch die bis­
herige Unterschlagung und die sonstige rechtswidrige 
Zueignung erfaßt12 13.
Auch die Bestimmungen über den Betrug konnten 
weiter vereinfacht werden.
Nach der Begriffsbestimmung und der Darstellung des 
einfachen Diebstahls (§ 147) und des Betruges als Ver-

12 Vgl. hierzu auch H. Benjamin, a. a. O., S. 584 ff., insb. S. 589, 
und „Grundlagen und Charakter des StGB-Entwurfs“, NJ 1967 
S. 97 ff., insb. S. 99.
13 vgl. Buchholz, „Die künftige gesetzliche Regelung der Be­
kämpfung der Eigentumsdelikte", NJ 1964 S. 531.

gehen (§ 148) grenzt der Entwurf die Fälle der kleinen 
Kriminalität als Eigentumsverfehlung (§ 150) ab, um in 
den weiteren Paragraphen dann drei Kriterien für die 
verbrecherischen Begehungsformen (§ 151) herauszu­
arbeiten. Erschwerungsmerkmale sind gleichlautend 
für Diebstahl und Betrug und beruhen auf Erfahrungen 
in der Anwendung des StEG. Diese Tatbestandsmerk­
male für die verbrecherischen Fälle sind auch gleich­
lautend für Straftaten gegen das persönliche und private 
Eigentum. Damit wird die überspitzte und formale 
Kasuistik des alten § 243 StGB endlich zugunsten einer 
inhaltlichen Feststellung der Schwere der Tat über­
wunden. Es sollte jedoch geprüft werden, ob diese 
Merkmale zur Charakterisierung der Eigentumsver­
brechen ausreichen1«.
Das 6. Kapitel „Straftaten gegen das persönliche und 
private Eigentum“ enthält noch einen Tatbestand 
der Untreue (§ 171), der jedoch wesentlich konkretisiert 
wurde. Das 5. Kapitel „Straftaten gegen das sozialisti­
sche Eigentum und die Volkswirtschaft“ kennt einen 
derartigen Tatbestand nicht mehr. Hier wurde versucht, 
im Tatbestand über den Vertrauensmißbrauch (§ 152) 
genauer zu beschreiben, worin der Angriff auf das 
sozialistische Eigentum und auf die Volkswirtschaft 
eigentlich besteht, an welcher Stelle das Fehlverhalten 
des Täters vom Angriff auf das Objekt her — inhaltlich 
und nicht formal — strafrechtlich relevant wird. Wir 
sehen dies in dem Bruch des dem Täter entgegenge­
brachten Vertrauens durch Mißbrauch einer ihm über­
tragenen Befugnis. Wie bei allen Tatbeständen, sind 
auch hier Merkmale vorgesehen, die eine Abgrenzung 
von disziplinär zu verfolgenden Fällen ermöglichen 
sollen. Eine Strafverschärfung und Qualifizierung als 
Verbrechen ist hier nur für den Fall der gruppenweisen 
Begehung vorgesehen.
Schließlich sei noch besonders darauf hingewiesen, daß 
der Entwurf in diesem Kapitel auch Strafbestimmungen 
zum Schutz unserer Wirtschaftsgeheimnisse für die 
Fälle vorsieht, denen keine staatsfeindliche Zielsetzung 
zugrunde liegt (§ 160). Die Bestimmungen über den 
Landesverrat im 2. Kapitel des Besonderen Teils er­
halten hierdurch ihre notwendige Ergänzung.

i4 Vgl. Buchholz, a. a. O., S. 533 t.
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Die Straftaten gegen die Persönlichkeit und ihre Bekämpfung 
im neuen Strafrecht

In seiner programmatischen Erklärung vor der Volks­
kammer der DDR am 4. Oktober 1960 charakterisierte 
der Vorsitzende des Staatsrates, Walter U l b r i c h t ,  
das Recht unseres souveränen sozialistischen Staates als 
ein Instrument zur Verwirklichung der menschlichen 
Freiheit und Entfaltung der schöpferischen Kräfte der 
Persönlichkeit1. Deshalb dienen alle im Entwurf des 
StGB enthaltenen Strafrechtsnormen nicht zuletzt auch 
dem Schutze der persönlichen Rechte der Bürger. Das 
sozialistische Strafrecht schützt umfassend den Men­
schen als Subjekt und Gestalter der sozialistischen 
Menschengemeinschaft vor Straftaten, die ihn entweder 
unmittelbar schädigen oder gefährden oder die dies 
über den Angriff auf seine politischen und ökonomi­
schen Organisationsformen und Rechtsinstitutionen be­
zwecken. Da die grundlegenden Interessen von Gesell-

1 Programmatische Erklärung des Vorsitzenden des Staatsrates 
der DDR vor der Volkskammer am 4. Oktober i960, Berlin 
1960, S. 60; vgl. auch Walter Ulbricht, Das Programm des Sozia­
lismus und die geschichtliche Aufgabe der SED, Berlin 1963, 
S. 357 f.

schaft, Staat und Bürger übereinstimmen, entsprechen 
alle Bestimmungen des Entwurfs sowohl den Interessen 
der Gesellschaft als auch denen des einzelnen. Diese 
Übereinstimmung der Interessen ist gleichzeitig die 
reale objektive Basis dafür, daß der Kampf des sozia­
listischen Staates gegen die Kriminalität zur Angelegen­
heit des ganzen Volkes wird. In diesem Sinne ist das 
neue Strafrecht der DDR ein notwendiges Instrument 
der sozialistischen Menschengemeinschaft zur allseiti­
gen Entfaltung der Persönlichkeit und zur Entwicklung 
der sozialistischen Gesellschaftsordnung. Darin ist sein 
humanistisches Wesen begründet.
Dem Schutze des Bürgers im einzelnen dienen speziell 
die im 3. Kapitel des Besonderen Teils des StGB-Ent­
wurfs zusammengefaßten Tatbestände (Straftaten gegen 
die Persönlichkeit). Sie sind Ausdruck und Konsequenz 
unserer sozialistischen Lebensverhältnisse, die auf 
kameradschaftlicher Zusammenarbeit und gegenseitiger 
Hilfe beruhen und jeden Bürger verpflichten, die 
Unantastbarkeit und Würde des Menschen zu achten.
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